
AUGUST - OKTOBER 2022

Mandanteninfo



 Grundsteuererklärung zum 01.01.2022 – Abgabefrist verlängert .................................................................3

 Energiepreispauschale auch für Rentnerinnen und Rentner .........................................................................3

1 Neuigkeiten im Gemeinnützigkeitsrecht/Gesundheitswesen

 Ermäßigter Steuersatz: Leistungen einer gemeinnützigen Einrichtung ...................................................... 4

 

2 Steuerrechtliche Neuigkeiten für Unternehmen

2.1  Im Fall der verspäteten Abgabe: Hinweise zur Zusammenfassenden Meldung ......................................... 4

2.2  Europäisches Steuerrecht: Wann hat ein Unternehmer eine feste Niederlassung? .....................................5

2.3 Abweichung vom Abflussprinzip: Regelmäßig wiederkehrende Ausgaben müssen innerhalb der 

 Zehntagesfrist auch fällig sein ....................................................................................................................... 6 

2.4 Beispielfall zur Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie: City Card als Mehrzweckgutschein ............................... 6

2.5  Erweiterte Gewerbesteuerkürzung: Wann liegen gewerbliche Einkünfte vor? ............................................. 7

2.6 Wenn sich das Finanzamt querstellt: Anspruch auf Vorsteuervergütung trotz kleinerer Formmängel ...... 8

2.7 Umsatzsteuerhinterziehung: Versagung des Vorsteuerabzugs und der Steuerbefreiung ........................... 8

2.8  EU-Rahmenprogramm: Finanzhilfen können umsatzsteuerbar sein ........................................................... 9

2.9 Start-up-Unternehmen: Steuerfreie Verwaltung von Wagniskapitalfonds .................................................... 9

2.10  Pauschalbesteuerung: Was genau ist eigentlich eine Betriebsveranstaltung? ........................................... 10

INHALT

1



INHALT

3 Steuerrechtliche Neuigkeiten für alle Steuerzahler

3.1 Tourismusabgabe: Bettensteuer ist verfassungsgemäß ............................................................................ 10

3.2 Besteuerung von Leistungen bei Arbeitsplatzverlust: Abfindung und Startprämie als einheitliche

  Entschädigung .............................................................................................................................................. 11

3.3 Falls Ihr Haus in Flughafennähe liegt: Einheitswert kann möglicherweise auch wegen Abgasen

 gemindert werden ........................................................................................................................................12

3.4 Wenn die Behörde schweigt: Auch Erklärungsabgabe bei nichtzuständigem Finanzamt kann 

 maßgeblich sein ...........................................................................................................................................12

3.5 Anspruch auf rechtliches Gehör: Späte Akteneinsicht muss keine Prozessverschleppung darstellen .... 13

3.6 Außergewöhnliche Belastungen: Neue Aussagen zu Unterhaltsaufwendungen ......................................14

3.7 Gut für Alleinerziehende: Anhebung des Entlastungsbetrags bleibt bestehen .........................................14

3.8 Erbschaftsteuer: Wann kann die Erbschaftsteuer gestundet werden? ....................................................... 15

3.9 Nachlassverbindlichkeit: Kann der Anspruch auf Zugewinnausgleich berücksichtigt werden? ............... 15

3.10 Außergewöhnliche Belastung: Aufwendungen für eine künstliche Befruchtung bei unverheirateten

  Paaren .......................................................................................................................................................... 16

3.11 An der Schule: Umsatzsteuer auf Kuchen entspricht nicht dem Geist der EU ........................................ 16

3.12 Auswirkung auf die Lohnsteuer: Wenn Sie Ihre Mitarbeiter gratis parken lassen ..................................... 17

3.13 Schenkungsteuer: Der Wert eines geschenkten Unternehmensanteils .....................................................18

3.14 Arbeitnehmer-WG: Geldwerter Vorteil kann nur bei Mehrbettzimmern gedrückt werden ........................18

3.15 Für Käufer bebauter Grundstücke: Neue Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung ........................................ 19

3.16 Vermietungseinkünfte: Können Renovierungskosten für eine nicht mehr vermietete Wohnung

  berücksichtigt werden? ............................................................................................................................... 19

3.17 Rechtliches Gehör: Finanzgericht darf fremde Gerichtsakten nicht heimlich hinzuziehen .....................20

3.18 Bescheidänderung fraglich: Datenübertragungsfehler ist kein Schreib- oder Rechenfehler ....................20

3.19 Werbungskosten: In welcher Höhe können die Fahrtkosten bei einem Teilzeitstudium berücksichtigt 

 werden? .........................................................................................................................................................21

Steuertermine November 2022 ............................................................................................................................23

2



 

Energiepreispauschale auch für Rentnerinnen und Rentner

Wegen der anhaltenden Energiepreisentwicklung 
infolge des Krieges in der Ukraine erhalten alle un-
beschränkt einkommensteuerpflichtigen Personen, 
die im Jahr 2022 Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft, Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit oder  
einer Arbeitnehmertätigkeit (aktive Beschäftigung) 
erzielt haben, die sog. Energiepreispauschale in  
Höhe von 300 €. Auch Arbeitnehmer in der passiven 
Phase der Altersteilzeit, Freiwillige im Bundes frei-
willigendienst, Personen, die ausschließlich steuer-
freien Arbeitslohn beziehen (z. B. ehrenamtlich  
tätige Übungsleiter) und Arbeitnehmer in Kurzarbeit 
sind begünstigt. Die Auszahlung erfolgt durch die 
Arbeit geber im Regelfall mit der Gehaltsabrechnung 
für September 2022 bzw. durch entsprechende  
Her absetzung der Einkommensteuervoraus zah lun-
gen für das dritte Quartal 2022, spätestens jedoch  
mit dem Einkommensteuerbescheid für das Jahr 
2022.
Pensionäre und gesetzliche Rentner ohne be-
günstig  te Nebeneinkünfte sollten nach der bis-
he rigen Rechtslage hingegen keine Energiepreis -
pauschale erhalten. Der Koalitionsausschuss hat am  
03.09.2022 jedoch beschlossen, dass auch 
Rentnerinnen und Rentner entlastet werden und  
eine Energiepreis pauschale in Höhe von 300 € 
erhalten sollen. Der Bundestag hat am 20.10.2022 
dem Vorhaben zugestimmt, nun muss der 
Gesetzesentwurf noch den Bundesrat passieren.
Die Energiepreispauschale erhält danach, wer am 
01.12.2022 Anspruch auf eine Alters-, Erwerbs-
minderungs- oder Hinterbliebenenrente der gesetz-
lichen Rentenversicherung hat und seinen Wohnsitz  

im Inland hat. Die Auszahlung der Energie preis-
pauschale soll Anfang Dezember 2022 als Ein mal-
zahlung durch den Renten Service der Deutschen  
Post AG, die Deutsche Rentenversicherung Knapp-
schaft Bahn See und die Landwirtschaftliche 
Alterskasse erfolgen. Ein Antrag ist hierfür nicht 
erforderlich.
Die Energiepreispauschale unterliegt der Einkom-
men steuerpflicht, Sozialversicherungs beiträge fallen 
jedoch nicht an. Ebenso unterbleibt eine Anrech-
nung bei einkommensabhängigen Sozialleistungen.

Hinweis: 
Auch Studierende sowie Fachschülerinnen und 
Fachschüler sollen eine Einmalzahlung in Höhe von 
200 € erhalten. Der Bund trägt die Kosten. Er wird  
mit den Ländern beraten, wie die Auszahlung schnell 
und unbürokratisch vor Ort erfolgen kann. 

Laut dem Beschlusspapier des Koalitionsaus-
schusses ist eine Einmalzahlung in Höhe von  
300 € auch für die Versorgungsempfängerinnen 
und -empfänger des Bundes vorgesehen. Für die 
Pensionärinnen und Pensionäre der Länder kommt 
es auf die Regelungen der jeweiligen Länder an.

Quelle: 

BMF, FAQ-Katalog vom 22.09.2022

Deutsche Rentenversicherung, FAQ zur Energiepreispauschale für 

Rentnerinnen und Rentner, abgerufen am 04.10.2022

Bundesregierung, Aktuelle Meldung zum Dritten Entlastungs paket 

vom 07.09.2022

Bundestag, Aktuelle Meldung vom 20.10.2022
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Grundsteuererklärung zum 01.01.2022 – Abgabefrist verlängert

Im Zusammenhang mit der Grundsteuerreform 
müssen alle Eigentümerinnen und Eigentümer von 
Grundbesitz in Deutschland für ihren jeweiligen 
Grundbesitz Grundsteuererklärungen zum Stichtag 
01.01.2022 bei dem jeweils zuständigen Finanzamt 
elektronisch einreichen.

Ursprünglich sollte die Frist zur Abgabe der Grund-
steuererklärungen zum 31.10.2022 enden. Nachdem 
sich jedoch abgezeichnet hatte, dass diese Frist 
von einem Großteil der Erklärungspflichtigen nicht 
einzuhalten sein würde, haben sich die Finanz-
minister am 13.10.2022 auf eine Verlängerung der 
Abgabefrist bis zum 31.01.2023 geeinigt.
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Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein  
Schrei ben zum ermäßigten Umsatzsteuersatz für 
Leistungen einer gemeinnützigen Einrichtung  
heraus  gegeben. Der Umsatzsteuer-Anwendungs-
erlass ist in diesem Zusammenhang angepasst 
worden.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte bereits im Jahr 
2013 entschieden, dass eine Eigengesellschaft einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts auch 
in dem Fall selbstlos tätig sein kann, wenn sie auf 
Grundlage eines Dienstleistungsvertrags eine der 
Gesellschafterin originär obliegende hoheitliche 
Pflicht aufgabe übernimmt. Im Urteilsfall ging es 
um den Notrettungsdienst. Das BMF übernimmt 
nun die Rechtsprechung des BFH und gibt insoweit 
die bisherige Verwaltungsauffassung auf, so dass 
unter den übrigen Voraussetzungen der ermäßigte 
Steuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 a) UStG zur 
Anwendung kommt. Diese Regelung ist auf alle 
offenen Fälle anzuwenden.

Im Hinblick auf den Weiterverkauf von Blut pro-
duk ten hält das BMF ebenfalls nicht mehr an der  
bisherigen Verwaltungsauffassung fest. Grund dafür 
sind veränderte Markt- und Tätigkeitsstrukturen  
sowie ein verändertes Tätigkeitsvolumen der gemein-
nützigen Blut- und Plasmaspendedienste. Bislang 
vertrat das BMF die Auffassung, dass der Weiter-
verkauf von Blutprodukten der ersten Fraktionie-
rungs stufe stets dem Zweckbetrieb zuzuordnen sei.  
Insbesondere bei der Blutplasmagewinnung für die 
industrielle Weiterverarbeitung mittels Aphe re se -
verfahren überwiegt der Marktanteil nicht gemein-
nütziger Einrichtungen. Dies hat zur Folge, dass 
nunmehr auch für den Weiterverkauf von Blut-
produkten der ersten Fraktionierungsstufe der allge-
meine Umsatzsteuersatz zur Anwendung kommt. 
Diese Regelung ist erstmals auf Umsätze anzu-
wenden, die nach dem 31.12.2022 bewirkt werden.

Quelle: 

BMF-Schreiben v. 22.06.2022 - III C 2 - S 7242-a/19/10007 :005

Ermäßigter Steuersatz: Leistungen einer gemeinnützigen Einrichtung

1. NEUIGKEITEN IM GEMEINNÜTZIGKEITSRECHT/
GESUNDHEITSWESEN

2.1

2. STEUERRECHTLICHE NEUIGKEITEN 
FÜR UNTERNEHMEN

Im Fall der verspäteten Abgabe: Hinweise zur Zusammenfassenden Meldung

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat den Um-
satzsteuer-Anwendungserlass zur Steuerbefreiung 
für innergemeinschaftliche Lieferungen erneut 
ange passt. Bereits mit Schreiben vom 09.10.2020 
hatte das BMF geänderte Voraussetzungen bei 
innergemeinschaftlichen Lieferungen veröffent licht  
und in diesem Zusammenhang den Umsatz steuer- 
Anwendungserlass geändert. Nach Veröffentlichung 
dieses Schreibens ergab sich jedoch Anpassungs-
bedarf, um die in der Praxis entstandenen Zweifels-
fragen beantworten zu können.
Mit dem besagten Schreiben aus dem Jahr 
2020 hatte das BMF erstmalig Hinweise zur 

Zusammenfassenden Meldung als Voraussetzung 
für die Steuerbefreiung der innergemeinschaftlichen 
Lieferung aufgenommen. Voraussetzung für die 
Steuerbefreiung ist seit dem 01.01.2020, dass die 
Lieferung richtig, vollständig und fristgerecht in der 
Zusammenfassenden Meldung erklärt wird.
Sofern eine Lieferung in der Zusammenfassenden 
Meldung nicht zutreffend erfasst worden ist, kann  
die Zusammenfassende Meldung berichtigt werden. 
Die Berichtigung ist innerhalb eines Monats, nach-
dem der Unternehmer eine Unstimmigkeit fest ge-
stellt hat, vorzunehmen. Dabei ist zu beachten, dass 
die Berichtigung für den Meldezeitraum erfolgen 
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Europäisches Steuerrecht: Wann hat ein Unternehmer eine feste Niederlassung?

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat ent schie-
den, dass ein Unternehmer zur Annahme einer  
festen Niederlassung nicht unbedingt über eine 
eigene Ausstattung verfügen muss. Zudem kommt  
es auch nicht auf eine eigene Entscheidungsgewalt 
der festen Niederlassung an.
Im Urteilsfall klagte eine rumänische Tochter-
gesell schaft einer deutschen Gesellschaft, die im 
Pharma bereich tätig war und von einem Lager aus 
den rumänischen Markt belieferte. Die deutsche 
Gesellschaft war einzige Gesellschafterin und 
einzige Kundin der Klägerin. Die Haupttätigkeit der 
rumänischen Gesellschaft bestand in der Manage-
mentberatung im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
und Kommunikation sowie in Nebentätigkeiten des 
Großhandels mit pharmazeutischen Erzeugnissen.
Die Gesellschaften schlossen einen Vertrag ab, in 
dem sich die rumänische Gesellschaft verpflichtete, 
die Erzeugnisse der deutschen Gesellschaft in Ru-
mänien aktiv zu bewerben. Sie stellte der deut schen 
Gesellschaft die betreffenden Dienst leistungen ohne 
Mehrwertsteuer in Rechnung, da sie davon ausging, 
dass der Ort dieser Dienstleistungen in Deutschland 
liege.
Nach einer Steuerprüfung stellte die rumänische 
Finanz verwaltung fest, dass die von der rumä-
nischen Gesellschaft an die deutsche Gesellschaft  
erbrachten Dienstleistungen von dieser in Rumänien 
empfangen worden seien, wo diese über eine feste 
Niederlassung verfügt habe. Sie habe eine technische 

und personelle Ausstattung gehabt, die ausreichte, 
um regelmäßig steuerbare Dienstleistungen zu 
erbringen. Diese Beurteilung erfolgte hauptsächlich 
aufgrund der technischen und personellen Aus-
stat tung der rumänischen Gesellschaft, zu der 
die deutsche Gesellschaft jedoch ununterbrochen 
Zugang gehabt habe.
Der EuGH führte aus, dass eine feste Niederlassung 
einen hinreichenden Grad an Beständigkeit sowie  
eine von der personellen und technischen Aus-
stattung her geeignete Struktur aufweisen muss, 
die es ihr erlaubt, Dienstleistungen, die für den 
eigenen Bedarf dieser Niederlassung erbracht 
werden, zu empfangen und dort zu verwenden. Für 
die Annahme einer Struktur sei es nicht erforderlich, 
dass der Unternehmer über eine eigene personelle 
oder technische Ausstattung verfügt. Er muss jedoch 
befugt sein, über diese Ausstattung in derselben 
Weise zu verfügen, als wäre sie seine eigene.

Hinweis: 
Zukünftig dürfte die Frage, wann ein Unternehmer 
über die personelle und technische Ausstattung 
in der Weise verfügt, als wäre es seine eigene, für 
Diskussionen sorgen. Gleichzeitig besteht hier die 
Möglichkeit, das Vorliegen einer festen Nieder-
lassung durch entsprechende Formulierungen in 
Dienstleistungsverträgen auszuschließen.

Quelle: EuGH, Urt. v. 07.04.2022 - C-333/20

muss, in dem die Lieferung erfolgt ist, und nicht für 
den Meldezeitraum, in dem der Fehler festgestellt 
worden ist.
Die Finanzverwaltung geht nun im aktuellen  
Schreiben auf die verspätete Abgabe der Zusam-
men fassenden Meldung ein und ergänzt dies um 
ein weiteres Beispiel. Wird eine Zusammenfas-
sende Meldung erst nach Ablauf der Abgabefrist  
voll ständig abgegeben, ist die Steuerbefreiung 
rückwirkend zu gewähren. Die Grundsätze dieses 
Schreibens sind erstmals auf innergemeinschaftliche 
Lieferungen anzuwenden, die nach dem 31.12.2019 
bewirkt werden.

Hinweis: 
Voraussetzung für das Vorliegen einer steuerfreien 
innergemeinschaftlichen Lieferung ist die zutreffende 
Angabe der jeweiligen Lieferung in der Zusammen-
fassenden Meldung. Der Leistungs empfänger muss 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat für Zwecke der 
Umsatzsteuer erfasst sein. Zudem hat der Leistungs-
empfänger gegenüber dem Lieferanten eine ihm 
von einem anderen Mitgliedstaat erteilte gültige 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer zu verwenden.

Quelle: 

BMF-Schreiben v. 20.05.2022 - III C 3 - S 7140/19/10002 :011
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Abweichung vom Abflussprinzip: Regelmäßig wiederkehrende Ausgaben müssen innerhalb der Zehntagesfrist auch 
fällig sein

Wer seinen Gewinn durch Einnahme-Überschuss-
Rechnung ermittelt, muss seine Ausgaben in dem 
Kalenderjahr absetzen, in dem er sie geleistet hat. 
Dieses sogenannte Abflussprinzip sieht aber für 
regelmäßig wiederkehrende Ausgaben (wie z. B. Um-
satzsteuer-Vorauszahlungen) eine Ausnahme vor: 
Diese dürfen noch im Jahr ihrer wirtschaftlichen 
Zugehörigkeit abgezogen werden, wenn sie kurze 
Zeit vor Beginn oder nach Beendigung dieses Jahres 
gezahlt worden sind.

Hinweis: 
Als „kurze Zeit“ definiert die höchstrichterliche 
Rechtsprechung einen Zeitraum von bis zu zehn 
Tagen vor bzw. nach dem Jahreswechsel (somit  
vom 22.12. bis zum 10.01).

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun entschieden, 
dass regelmäßig wiederkehrende Betriebsausgaben 
nur dann im Jahr ihrer wirtschaftlichen Zugehörig-
keit berücksichtigt werden können, wenn sie inner-
halb des Zehntageszeitraums sowohl fällig als auch 
geleistet worden sind.
Geklagt hatte ein Unternehmer, der seine Um satz-
steuer-Vorauszahlungen für Mai bis Juli 2017 erst am 
09.01.2018 geleistet hatte. Er wollte die Zahlungen 
im Jahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit (2017) als 
Betriebsausgaben absetzen und berief sich darauf, 

dass er innerhalb der „Zehntagesregelung“ gezahlt 
habe. Der BFH lehnte jedoch ab, da die Fälligkeit  
der Vorauszahlungen außerhalb des Zehntages-
zeit raums gelegen hatte. Somit müsse eine Ver-
buchung zwingend 2018 stattfinden.

Hinweis: 
In einer anderen Fallkonstellation kann ein Betriebs-
ausgabenabzug wegen der Zehntagesregelung 
sogar komplett verlorengehen: Lehnt das Finanzamt 
einen Betriebsausgabenabzug im Jahr der Zahlung 
ab und will der betroffene Unternehmer daraufhin 
nachträglich einen Abzug im vorangegangenen Jahr 
der wirtschaftlichen Zugehörigkeit erreichen, kann 
es vorkommen, dass dieses verfahrensrechtlich 
nicht mehr änderbar ist, so dass die Ausgaben nicht 
mehr steuermindernd verbucht werden können. 
Einnahme-Überschuss-Rechner sollten daher 
genauestens auf die korrekte zeitliche Zuordnung 
ihrer Umsatzsteuer-Vorauszahlungen achten. Keine 
verfahrensrechtlichen Probleme haben sie, wenn 
die zu ändernde Steuerfestsetzung noch unter dem 
Vorbehalt der Nachprüfung steht. In diesem Fall 
können sie die Ausgaben nachträglich noch korrekt 
zuordnen, da die Steuerfestsetzung noch „in alle 
Richtungen“ änderbar ist.

Quelle: BFH, Urt. v. 16.02.2022 - X R 2/21

Beispielfall zur Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie: City Card als Mehrzweckgutschein

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat sich erst-
mals zur Anwendung der seit dem 01.01.2019  
geltenden Gutscheinregelungen in der Mehrwert-
steuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL) geäußert. In 
einem schwedischen Vorabentscheidungsersuchen 
war strittig, ob eine sogenannte City Card ein Gut-
schein ist und ob in diesem Fall ein Mehrzweck-
gutschein vorliegt.
Die Klägerin vertreibt eine City Card an Besucher der 
Stadt Stockholm, die dem Karteninhaber während 
eines bestimmten Zeitraums und bis zu einem 
bestimmten Wert Zugang zu rund 60 touristischen 
Attraktionen wie Sehenswürdigkeiten oder Museen 
gewährt. Zudem erhält der Karteninhaber Zugang 
zu Personenbeförderungsleistungen (Rundfahrten 
mit Bussen und Booten). Die Karte berechtigt zur 
Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die unter-
schiedlichen Steuersätzen unterliegen oder auch 

steuerfrei sind. Aufgrund der begrenzten Gültig-
keitsdauer kann der Inhaber in der Praxis allerdings 
nicht alle Dienstleistungen in Anspruch nehmen  
und daher die Karte auch nicht in vollem Umfang 
nutzen.
Der EuGH entschied, dass ein Instrument, das 
seinen Inhaber berechtigt, verschiedene Dienst-
leistungen an einem bestimmten Ort während 
eines begrenzten Zeitraums und bis zu einem 
bestimmten Wert in Anspruch zu nehmen, einen 
Gutschein darstellen kann. Das gilt auch dann, 
wenn ein Durchschnittsverbraucher aufgrund der 
begrenzten Gültigkeitsdauer nicht alle angebotenen 
Dienstleistungen in Anspruch nehmen kann.
Es liegt ein Mehrzweckgutschein im Sinne der 
MwStSystRL vor, da die auf diese Dienstleistungen 
geschuldete Mehrwertsteuer zum Zeitpunkt der 
Aus stellung der Karte nicht feststeht. Der Umsatz-
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Wenn man eigenen Grundbesitz verwaltet, erzielt 
man Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. Für 
diese Tätigkeit fällt keine Gewerbesteuer an. Führt 
eine Gesellschaft die gleiche Tätigkeit aus, erzielt sie 
Einkünfte aus gewerblicher Tätigkeit und muss auf  
den Gewinn Gewerbesteuer zahlen. Damit ein 
eigent lich gleicher Sachverhalt nicht unterschied-
lich besteuert wird, hat der Gesetzgeber festgelegt, 
dass solche vermögensverwaltenden Gesellschaften 
ihren Gewinn um den auf die Vermögensverwaltung 
und -nutzung entfallenden Anteil kürzen dürfen 
(sogenannte erweiterte Kürzung), wodurch sie 
letzt lich keine Gewerbesteuer zahlen. Die Voraus-
setzungen hierfür sind jedoch sehr streng. Das 
Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) musste 
darüber entscheiden, ob sie im vorliegenden Sach-
verhalt erfüllt waren.
Die Klägerin ist eine Objektgesellschaft mbH, 
deren alleinige Gesellschafterin die E-GmbH ist. 
Geschäftsgegenstand der Klägerin ist die Verwaltung 
eigenen Vermögens, der Erwerb von Immobilien 
und die Übernahme von Beteiligungen an anderen 
Unternehmen. 2016 erwarb sie fünf Grundstücke. 
Zugleich erwarben zwei weitere Objektgesell-
schaften, deren Gesellschafterin ebenfalls die 
E-GmbH ist, weitere Grundstücke. Den Kaufpreis 
finanzierte die Klägerin zu 90 % durch Darlehen. 
2018 veräußerte sie ihren gesamten Bestand an 
eine Erwerberin. Zugleich veräußerten neun weitere 
Objektgesellschaften, ebenfalls Töchter der E-GmbH, 
weitere 29 Grundstücke an dieselbe Erwerberin.  
Die Klägerin erklärte für das Streitjahr 2018 einen 
Gewinn aus Gewerbebetrieb und begehrte die 

erweiterte Grundbesitzkürzung. Das Finanzamt 
versagte dies jedoch.
Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war 
nicht erfolgreich. Begünstigt sei nach dem Gesetz 
lediglich die „Verwaltung und Nutzung“ eigenen 
Grundbesitzes. Wann im Einzelfall eine „Verwal-
tung und Nutzung“ eigenen Grundbesitzes als 
private Vermögensverwaltung in Abgrenzung zu 
einer gewerblichen Tätigkeit vorliege, sei nach den 
gleichen Grundsätzen zu entscheiden, die auch  
für die Abgrenzung zwischen Vermögensverwal tung 
und Gewerbebetrieb gälten. Eine von Anfang an 
bestehende Veräußerungsabsicht sei ein ent schei-
dendes Abgrenzungskriterium und ein wichtiges 
Indiz bei der Drei-Objekt-Grenze. Diese besagt, dass 
ein gewerblicher Grundstückshandel regelmäßig vor-
liegt, wenn ein Grundstückseigentümer innerhalb 
von fünf Jahren mehr als drei Objekte in zeitlicher 
Nähe zu deren Anschaffung, Herstellung oder 
grundlegender Modernisierung verkauft. Die Tätig-
keit der Klägerin habe gewerblichen Charakter. Eine 
anfängliche Veräußerungsabsicht könne von ihr  
nicht widerlegt werden. Eine ausschließliche Ver-
wal tung und Nutzung des eigenen Grundbesitzes 
liege immer dann nicht vor, wenn die Drei-Objekt-
Grenze überschritten werde. Somit seien die Voraus-
setzungen der erweiterten Kürzung nicht erfüllt. Die 
Revision wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung 
jedoch zugelassen und auch bereits eingelegt.

Quelle: 

FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 18.01.2022 - 8 K 8008/21, Rev. (BFH: 

III R 12/22)

Erweiterte Gewerbesteuerkürzung: Wann liegen gewerbliche Einkünfte vor?

steuer unterliegen erst die tatsächlichen Leistungs-
erbringungen beim Einlösen der City Card.

Hinweis: 
Die Regelungen in der MwStSystRL zur Definition 
von Gutscheinen sowie zur Abgrenzung von 
Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen wurden im 
Umsatzsteuergesetz verankert. Das Bundes finanz-
ministerium hat im November 2020 zu dieser  
Proble matik Stellung genommen.

Bei einem Einzweckgutschein liegen bereits bei 
Ausstellung alle Informationen vor, die für die um-
satz steuerliche Einordnung der zugrunde liegenden 
Leistungen erforderlich sind. Daher erfolgt die 
Umsatzbesteuerung hier bereits im Zeitpunkt der 
Gutscheinausgabe. Bei einem Mehrzweckgutschein 
liegen im Zeitpunkt der Ausstellung noch nicht alle 
Informationen für die Bestimmung der Umsatz-
steuer vor. Die Besteuerung erfolgt daher erst, wenn  
die tatsächliche Lieferung oder sonstige Leistung 
erbracht wurde.

Quelle: EuGH, Urt. v. 28.04.2022 - C-637/20
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Wenn sich das Finanzamt querstellt: Anspruch auf Vorsteuervergütung trotz kleinerer Formmängel

Im Vorsteuervergütungsverfahren stellt sich immer 
wieder die Frage, inwieweit formelle Fehler zu 
einer Versagung des Vorsteuerabzugs führen. Das 
Finanzgericht Köln (FG) hat nun entschieden, dass 
der Anspruch auf Vorsteuervergütung nicht zu ver-
sagen ist, wenn in der Anlage zum elektronischen 
Vergütungsantrag formelle Angaben wie die Um-
satz steuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) oder 
Steuer nummer fehlen.
Im konkreten Fall war strittig, ob einem in der 
Tschechischen Republik ansässigen Unternehmen  
für den Zeitraum Januar bis Dezember 2020 ein 
Anspruch auf Vorsteuervergütung zusteht, ins be-
son dere ob der Vergütungsantrag ordnungsgemäß 
gestellt wurde.
Das Unternehmen stellte den Antrag über das elek-
tronische Portal beim Bundeszentralamt für Steuern. 
Gegenstand des Antrags waren acht Rechnungen. 
Diese waren dem Antrag beigefügt. Auf sämtlichen 
Rechnungen waren die inländische Steuernummer 
sowie die USt-IdNr. des Rechnungsausstellers 
angegeben. Diese beiden Nummern wurden aller-
dings nicht in das dafür vorgesehene Feld im 
elektronischen Portal eingetragen. Das Finanzamt 
lehnte daraufhin die Vorsteuervergütung ab.
Die Klage vor dem FG hatte Erfolg. Die Richter 
gingen detailliert auf die vielfältige Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofs zu diesem Thema 
ein. Danach verlangt das Grundprinzip der Mehr-
wertsteuerneutralität in erster Linie die Erfüllung 
der materiellen Voraussetzungen. Sind diese erfüllt, 
sind geringe formelle Mängel kein Grund für die 
Versagung des Vorsteuerabzugs. Die Finanz ver wal-
tung habe bei unzureichenden Angaben in einem 
Vorsteuervergütungsantrag die fehlenden Infor-
ma tionen aus den ihr vorliegenden Rechnungen 
zu entnehmen. Im Ausgangsfall lagen der Finanz-
behörde sämtliche Rechnungen als Anlagen vor, aus  
denen die fehlenden Angaben ermittelt werden 
konnten. Es war auch nicht ersichtlich, dass hier-
durch die Arbeit der Finanzverwaltung unzumutbar 
erschwert würde. Es lag daher nur ein geringer 
formeller Mangel vor, während die materiellen 
Voraussetzungen unbestritten erfüllt waren.

Hinweis: 
Gegen die Entscheidung hat die Finanzverwaltung 
Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die beim 
Bundesfinanzhof anhängig ist.

Quelle:

FG Köln, Urt. v. 16.03.2022 - 2 K 2086/21, NZB (BFH: XI B 34/22)

Umsatzsteuerhinterziehung: Versagung des Vorsteuerabzugs und der Steuerbefreiung

Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förde-
rung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 
steuer licher Vorschriften wurde eine neue Regelung, 
§ 25f Umsatzsteuergesetz (UStG), eingeführt. Deren 
Ziel ist es, den Umsatzsteuerbetrug insbesondere 
in Form von Karussell- und Kettengeschäften zu 
bekämpfen. Durch die neue Regelung kann der 
Vorsteuerabzug und die Steuerbefreiung für den 
entsprechenden Umsatz versagt werden.
Das Bundesfinanzministerium nimmt in einem 
aktuellen Schreiben nun zum neueingeführten  
§ 25f UStG Stellung und passt den Umsatzsteuer-
Anwendungserlass entsprechend an. Insbesondere 
präzisiert es die Fälle, wann objektive Umstände für 
eine wissentliche Einbindung des Unternehmers in 
eine Umsatzsteuerhinterziehung vorliegen.
Unternehmer sind bereits dann von der Versagung 
des Vorsteuerabzugs und der Steuerbefreiung für 
innergemeinschaftliche Lieferungen betroffen, wenn 
sie wussten oder hätten wissen müssen, dass sie 

sich mit ihrem Leistungsbezug oder dem erbrachten 
Umsatz an einem Umsatz beteiligt haben, bei dem 
ein Beteiligter auf einer vorhergehenden oder nach-
folgenden Umsatzstufe in eine begangene Umsatz-
steuerhinterziehung einbezogen war. Das gilt auch 
für das Wissen oder Wissenmüssen der Angestellten 
von Unternehmen, welches die Angestellten im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit erlangt haben 
oder hätten erlangen müssen.
Ein Unternehmer hat sicherzustellen, dass seine 
Umsätze nicht in eine Umsatzsteuerhinterziehung 
und nicht in eine Schädigung des Umsatz steuer-
aufkommens verwickelt sind. Liegen Anhaltspunkte 
für Unregelmäßigkeiten vor, muss der Unternehmer 
weitergehende geeignete Maßnahmen ergreifen 
(z. B. Auskünfte einholen) und dies entsprechend 
dokumentieren. Anhaltspunkte für eine Umsatz-
steuer hinterziehung können beispielsweise die 
wieder  holte Verlegung des Unternehmenssitzes,  
die Vornahme branchenunüblicher Barzahlungen  
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Start-up-Unternehmen: Steuerfreie Verwaltung von Wagniskapitalfonds

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein Ein-
führungs schreiben zur Umsatzsteuerbefreiung für 
die Verwaltung von Wagniskapitalfonds veröffent -
licht und in diesem Zusammenhang den  
Um  satz steuer-Anwendungserlass geändert.
Mit dem Fondsstandortgesetz wurde die Steuer-
befreiung für die Verwaltung von Wagniskapital-
fonds zum 01.07.2021 in das Umsatzsteuergesetz 
aufgenommen. Ziel dieser Regelung war es, den 
Fondsstandort Deutschland auch durch steuer-
liche Maßnahmen attraktiver zu gestalten und  
insbe sondere Start-up-Unternehmen mit wett-
bewerbs  fähigen Finanzierungsmöglichkeiten über 
Wagnis kapitalbeteiligungen zu fördern. Sowohl 
Venture-Capital- als auch Private-Equity-Fonds sind 
jedoch regelmäßig nicht zum Vorsteuerabzug 

berechtigt, so dass die Belastung mit Umsatzsteuer 
bis Mitte 2021 einen Nachteil im Rahmen der 
Finanzierung darstellte.
Das Fondsstandortgesetz enthält allerdings keine 
Begriffsdefinition von Wagniskapitalfonds. Dies 
führte in der Praxis oft zu Rechtsunsicherheiten. 
Das BMF definiert im aktuellen Schreiben den 
Begriff von Wagniskapitalfonds und sorgt damit 
im Bereich der Steuerbefreiung für mehr Rechts-
sicherheit. Zudem äußert es sich zum Umfang der 
Umsatzsteuerbefreiung und geht auf die Unter-
scheidung zwischen der neueingeführten steuer-
freien Verwaltung von Wagniskapitalfonds und der  
weiterhin steuerpflichtigen Verwaltung anderer 
Fonds, die kein Wagniskapital investieren, ein.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich mit 
Schreiben vom 16.06.2022 zur umsatzsteuerlichen 
Behandlung von Zahlungen im Zusammenhang mit 
EU-Rahmenprogrammen geäußert. Der Umsatz-
steuer-Anwendungserlass wurde entsprechend 
geändert.
Das BMF stellt zunächst klar, dass Zahlungen 
von Finanzmitteln im Zusammenhang mit EU-
Rahmen  programmen, die den Teilnehmern für 
Forschungs- und Innovationstätigkeiten innerhalb 
der Rahmenprogramme der EU bereitgestellt 
werden, als echter nichtsteuerbarer Zuschuss 
anzu sehen sind. Voraussetzung ist, dass die vom 
Teilnehmer erhaltene Finanzhilfe nicht mit dem 
Preis einer Lieferung von Gegenständen oder der 
Erbringung einer Dienstleistung im Zusammen-
hang  steht und keine Übertragung der Eigentums-
rechte an die Kommission vorgesehen ist.
Ferner führt das BMF aus, was für den Fall gilt, dass 
die Kommission ausnahmsweise die Eigentums-
rechte an Ergebnissen von aus den genannten  
EU-Rahmenprogrammen finanzierten Tätigkeiten 

erwirbt. In diesem Fall liegt ein Zusammenhang 
zwischen der Übertragung der Eigentumsrechte an 
Ergebnissen seitens eines Teilnehmers, der eine 
Finanz  hilfe erhalten hat, und der diesem Teil-
nehmer  gewährten Finanzhilfe vor. Dieser Zu sam-
men hang ist als ausreichend direkt anzusehen, 
um die Zahlung der Finanzhilfe als Entgelt für die 
Übertragung einzustufen.
Zudem liegt ein umsatzsteuerbarer Vorgang vor,  
wenn die Kommission im eigenen Namen oder 
gemeinsam mit Mitgliedstaaten Aufträge für die 
Lieferung von Gegenständen oder Dienstleistungen 
vergibt. Hier liegt ein Erwerb vor, so dass der 
Kommission ein verbrauchsfähiger Vorteil aufgrund 
eines Entgelts zugewendet wird.

Hinweis: 
Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen 
offenen Fällen anzuwenden.

Quelle:

BMF-Schreiben v. 16.06.2022 - III C 2 - S 7200/19/10001 :027

EU-Rahmenprogramm: Finanzhilfen können umsatzsteuerbar sein

und das Fehlen ausreichender Möglichkeiten zur 
Kontakt aufnahme bei den Beteiligten sein.

Hinweis: 
Die Beweislast für das Vorliegen einer Umsatz-
steuerhinterziehung trägt das Finanzamt.

Quelle:

BMF-Schreiben v. 15.06.2022 - III C 5 - S 7429-b/21/10003 :001
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3.1

Pauschalbesteuerung: Was genau ist eigentlich eine Betriebsveranstaltung?

Eine Betriebsveranstaltung ist eine gute Gelegen-
heit, dass alle Mitarbeiter zusammenkommen 
und sich besser kennenlernen. Allerdings sind 
Zuwendungen durch den Arbeitgeber grundsätzlich 
steuerpflichtig. Sofern die Voraussetzungen einer 
Betriebsveranstaltung vorliegen, kann der Arbeit-
geber die gesamten Aufwendungen mit einem  
pauschalen Steuersatz von 25 % versteuern. Im 
vorliegenden Sachverhalt musste das Finanzgericht 
Köln (FG) entscheiden, ob die Voraussetzungen 
erfüllt waren.
Der Vorstand der Klägerin veranstaltete im Jahr 
2015 eine Weihnachtsfeier, zu der nur die Mitglieder 
des Vorstands eingeladen waren. Die Feier fand in 
betriebseigenen, dekorierten Räumen statt. Es gab 
Getränke, ein mehrgängiges Menü und musikalische 
Untermalung. Zusätzlich wurde eine Weihnachts-
feier für den sogenannten oberen Führungskreis/
Konzernführungskreis veranstaltet. Eingeladen  waren 
Mitarbeiter ab einem bestimmten Karriere level − es 
handelte sich aber nicht um einen eigen ständigen 
Betriebsteil. Die Klägerin trug sämtliche Kosten  
und behandelte die Aufwendungen als steuer pflich-
tigen Arbeitslohn, der der pauschalen Besteuerung 
unterworfen wurde.
Damit war das Finanzamt allerdings nicht ein-
verstanden und auch die Klage des Unternehmens  

vor dem FG hatte keinen Erfolg. Eine pauschale  
Besteue rung ist hier nicht möglich, da der zuge-
wendete Arbeits lohn nicht aus Anlass einer  
Betriebs  veranstaltung gezahlt wurde. Sowohl die 
Vorstandsweihnachtsfeier als auch die Weihnachts-
feier für den Konzernführungskreis standen nicht 
allen Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebs-
teils offen, was Voraussetzung für die Pauschal-
besteuerung ist.
Die teilnehmenden Arbeitnehmer haben Arbeits-
lohn erzielt. Auch die Dekoration und Musik als 
Aufwendungen der Klägerin gehören zum Arbeits-
lohn. Dieser wurde aber nicht aus Anlass einer 
Betriebsveranstaltung gezahlt, da die Veranstal-
tungen nicht allen Mitarbeitern offenstanden. Steht  
eine Veranstaltung nicht allen Betriebsangehörigen 
offen, so verfehlt die Pauschalbesteuerung mit einem 
festen Steuersatz von 25 % das im Grundgesetz 
verankerte Prinzip der Besteuerung nach der 
finanziellen Leistungsfähigkeit und das Gebot der 
Folgerichtigkeit. Die Aufwendungen sind daher als 
geldwerter Vorteil der individuellen Besteuerung der 
Arbeitnehmer zu unterwerfen.

Quelle: 

FG Köln, Urt. v. 27.01.2022 - 6 K 2175/20, Rev. (BFH: VI R 5/22)

3. STEUERRECHTLICHE NEUIGKEITEN
FÜR ALLE STEUERZAHLER

Tourismusabgabe: Bettensteuer ist verfassungsgemäß

Für Übernachtungen in Beherbergungsbetrieben 
dürfen Städte und Gemeinden seit 2005 eine „Betten-
steuer“ (Übernachtungsteuer) verlangen, die sich 
in der Regel auf einen niedrigen Prozentsatz des 

Übernachtungspreises beläuft. Bereits im Jahr 2012 
hatte das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ent-
schieden, dass beruflich veranlasste Über nach-
tungen aus verfassungsrechtlichen Gründen von 

Hinweis: 
Die Grundsätze dieses Schreibens sind auf Umsätze 
anzuwenden, die nach dem 30.06.2021 ausgeführt 
werden. Für bis zum 30.06.2022 getätigte Umsätze, 
die nach den bisherigen Regelungen steuerpflichtig 
waren, wird es, auch für Zwecke des Vorsteuer-

abzugs, nicht beanstandet, wenn diese von den  
Beteiligten übereinstimmend weiterhin als steuer-
pflichtig behandelt werden.

Quelle: 

BMF-Schreiben v. 24.06.2022 - III C 3 - S 7160-h/20/10003 :026
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Besteuerung von Leistungen bei Arbeitsplatzverlust: Abfindung und Startprämie als einheitliche Entschädigung

Außerordentliche Einkünfte wie Abfindungen und 
Entlassungsentschädigungen unterliegen einem  
er mäßigten Einkommensteuersatz, so dass Progres -
sions nachteile ausgeglichen werden, die ein ent -
schädigungs bedingt erhöhtes Einkommen bei regu-
lärer Besteuerung nach sich ziehen würde.

Hinweis: 
Unter Steuerprogression versteht man die Zunahme 
der prozentual zu zahlenden Steuer bei steigendem 
Einkommen.

Eine ermäßigte Besteuerung setzt daher zweck-
ent sprechend voraus, dass dem Empfänger die  
Ent s chädigungsleistungen zusammengeballt in 
einem Veranlagungszeitraum zugeflossen sind. 
Wurden sie in mehreren Teilbeträgen über mehrere 
Veranla gungs zeiträume verteilt ausgezahlt, kommt  
es nicht zu nennenswerten Progressionsnachteilen, 
so dass in der Regel auch kein Anlass für eine 
ermäßigte Besteuerung besteht. Die Finanzämter 
lassen eine ermäßigte Besteuerung dennoch zu,  
wenn eine Teilleistung von maximal 10 % der Haupt-
leistung in einem anderen Jahr als die Hauptleistung 
zur Auszahlung kommt.
Diese Rechtsgrundsätze gelten jedoch nur, wenn  
alle Teilleistungen auf dasselbe „Schadensereignis“  
(z. B. einen Arbeitsplatzverlust) zurückzuführen sind, 
es sich also um eine einheitliche Entschädigung 
handelt. Beruhen die gezahlten Beträge auf ver-

schiedenen Schadensereignissen (z. B. Verlust des 
Arbeitsplatzes plus vorzeitige Aufhebung eines 
Pachtvertrags), gilt die 10-%-Grenze nicht. In 
diesem Fall kann jede Entschädigung isoliert für sich  
ermäßigt besteuert werden.

Ein neuer Fall des Bundesfinanzhofs (BFH) zeigt, 
dass Entschädigungszahlungen in Zusammenhang 
mit einem Arbeitsplatzverlust in der Regel nicht auf 
verschiedene Schadensereignisse „aufgespalten“
werden können. Im vorliegenden Fall hatte ein 
Arbeitnehmer im Zuge eines Personalabbaus bei 
seinem Arbeitgeber einen Aufhebungsvertrag samt 
Anstellungsvertrag bei einer Transfergesellschaft 
geschlossen. 2015 wurde ihm eine Entschädigung von 
115.700 EUR ausgezahlt, 2016 ein weiterer Teilbetrag 
von 59.250 EUR, der wegen seines vorzeitigen 
Ausscheidens aus einer Transfergesellschaft bzw. 
seines Verzichts auf die Beschäftigung in einer 
weiteren Transfergesellschaft gezahlt wurde (Zusatz-
abfindung und Startprämie). Das Finanzamt lehnte 
die ermäßigte Besteuerung sämtlicher Zahlungen 
ab. Der Arbeitnehmer machte dagegen geltend, dass 
der Arbeitsplatzverlust und das Ausscheiden aus 
den Transfergesellschaften zwei unterschiedliche 
Schadensereignisse seien, so dass jeder Teilbetrag 
ermäßigt besteuert werden könne.
Der BFH lehnte dies jedoch ab und urteilte, dass 
die Entschädigungszahlungen einheitlich für den 

der Steuer ausgenommen werden müssen. Seither 
nehmen sämtliche Übernachtungsteuergesetze in 
Deutschland solche Übernachtungen von der Be-
steue  rung aus, so dass nur noch privat veran lasste 
Über nachtungen besteuert werden.
Der Erste Senat des BVerfG hat nun entschieden, 
dass die Vorschriften zur Übernachtungsteuer mit 
dem Grundgesetz vereinbar sind und die Länder 
die der Besteuerung zugrundeliegenden Gesetze 
kompetenzgemäß erlassen konnten. Die Über-
nach tungsteuer ist eine örtliche Aufwandsteuer, die 
nicht gleichartig mit bundesgesetzlich geregelten 
Steuern ist. Die Verfassungsrichter betonten, dass 
die Gesetzgebungsbefugnis der Länder nicht durch 
eine gleichartige Bundessteuer gesperrt sei. Die 
Regelungen zur Bettensteuer seien auch materiell  
mit dem Grundgesetz vereinbar. Nach BVerfG-
Meinung belasteten sie die betroffenen Beher ber-
gungs betriebe nicht übermäßig.

Gegenstand der nun zurückgewiesenen Verfas-
sungs  beschwerden waren Entscheidungen der  
Fach ge  richte, denen die mittelbar angegriffenen  
Rege   lungen der Übernachtungsteuer zugrunde  
lagen. Sämtliche Beschwerdeführer waren Beher ber-
gungs  betriebe aus Hamburg, Bremen und Freiburg 
im Breisgau.

Hinweis: 
Die Entscheidung des BVerfG zeigt, dass die Über-
nachtungsteuer für die Gemeinden verfassungs-
rechtlich durchsetzbar ist. Dies dürfte wie eine 
Einladung auf andere Städte und Gemeinden wirken, 
die bisher noch keine Bettensteuer einfordern und auf 
der Suche nach neuen Geldquellen sind.

Quelle: BVerfG, Beschl. v. 22.03.2022 - 1 BvR 2868/15
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Falls Ihr Haus in Flughafennähe liegt: Einheitswert kann möglicherweise auch wegen Abgasen gemindert werden3.3

3.4

Die Höhe der Grundsteuer für bebaute und un be-
baute Grundstücke hängt bis einschließlich 2024  
noch vom sog. Einheitswert der Immobilie ab. Dieser 
Wert kann nach dem Bewertungsgesetz gemindert 
werden, wenn ein Gebäude aufgrund seiner Lage 
im Wert gemindert ist. So wird beispielsweise 
eine ungewöhnlich starke Beeinträchtigung durch 
Lärm durch einen Abschlag vom Grundstückswert 
berücksichtigt.
Hausbesitzer aus Nordrhein-Westfalen haben sich 
nun vor dem Bundesfinanzhof (BFH) gegen die (als 
zu gering empfundene) Höhe dieses Abschlags 
gewehrt. Sie hatten in der Nähe des Düsseldorfer 
Flughafens ein Einfamilienhaus errichtet, nach der 
dort geltenden Fluglärmschutzverordnung befand 
sich die Immobilie in der „Tag-Schutzzone 2“ mit 
einem Dauerschallpegel zwischen 60 und 65 dB (A). 
Das Finanzamt berücksichtigte bei der Ein heits-
wertermittlung wegen der flughafennahen Lage 
nur einen Abschlag von 5 % vom Gebäudewert. Die 
Hausbesitzer klagten gegen den Einheitswert- und 
Grundsteuermessbetragsbescheid und machten 
geltend, dass für ihr Haus ein deutlich höherer 
Abschlag zu gewähren sei. Zum einen sei der Fluglärm 
in den letzten Jahren erheblich gestiegen, zum 
anderen würden Abgase und Kerosinausdünstungen 
zu deutlichen Einschränkungen führen. Auf den 
Fenster bänken würde sich ein schwarzer Film  

bilden, die Benutzung des Gartens sei praktisch 
unmöglich.
Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) wies die Klage 
zunächst ab und verwies darauf, dass es ausreichend 
sei, für die Flughafennähe einen 5-%-Abschlag zu 
gewähren. Der BFH hob das Urteil jedoch auf und 
verwies die Sache zurück an das FG. Nach Auf-
fassung der Bundesrichter sei bislang lediglich ein 
Abschlag für Lärmbelastung erörtert worden. Es 
müsse aber auch die Belastung durch Abgase und 
Kerosinausdünstungen in den Abschlag „einge-
arbeitet“ werden.

Hinweis: 
In einem zweiten Rechtsgang muss nun festgestellt 
werden, ob die Abschläge der Finanzverwaltung 
neben der Lärmproblematik auch sonstige Be-
lastungen abdecken sollen, die Abschläge allein  
nach der Lärmbelastung gestaffelt werden dürfen 
und der Höhe nach überhaupt angemessen sind.  
Der BFH gab zu bedenken, dass die Finanzverwal-
tung die Wertabschläge bereits vor Jahrzehnten 
vorgenom men habe, somit zu einer Zeit, in der etwa 
die Belastung durch Feinstaub der Öffentlichkeit 
noch kaum bewusst gewesen sei.

Quelle: BFH, Beschl. v. 02.03.2022 - II B 39/21, NV

Wenn die Behörde schweigt: Auch Erklärungsabgabe bei nichtzuständigem Finanzamt kann maßgeblich sein

Steuerbürger, die nicht zur Abgabe einer Ein kom-
mensteuererklärung verpflichtet sind, sogenannte 
Antragsveranlager, müssen sich zwar nicht an die 
alljährlichen Abgabefristen für Steuererklärungen 
halten, sollten aber unbedingt die reguläre vierjährige 
Festsetzungsfrist beachten: Nur wenn sie ihre 
Erklärung innerhalb von vier Jahren nach dem Ende 
des jeweiligen Erklärungsjahres abgeben, führt das 
Finanzamt noch eine Veranlagung durch. Danach tritt 
die sogenannte Festsetzungsverjährung ein, so dass 

ein Steuerbescheid nicht mehr erstmalig erlassen 
oder geändert werden darf.

Hinweis: 
Für das Jahr 2021 akzeptieren die Finanzämter 
freiwillige Erklärungen noch bis zum 31.12.2025.

Ist ein Steuerbürger zur Abgabe einer Ein kom men-
steuererklärung verpflichtet, z. B. weil er neben 
seinem Arbeitslohn noch positive Nebeneinkünfte 

Verlust des Arbeitsplatzes geleistet worden seien und  
auf grund der Auszahlung in zwei Veranlagungs zeit-
räumen keine Zusammenballung von Einkünften 
vorliege. Für alle vertraglichen Ansprüche sei der 
strukturbedingte Wegfall des Arbeitsplatzes maß ge-
bend, sie seien untrennbar miteinander verbunden, 
aufeinander abgestimmt und könnten nicht isoliert 

voneinander betrachtet werden. Der Arbeitnehmer 
habe ein „Gesamtpaket“ in Anspruch genommen, 
zu dem auch finanzielle Anreize für einen vorzeitigen 
Ausstieg aus den Transfergesellschaften gehört 
hätten.

Quelle: BFH, Urt. v. 06.12.2021 - IX R 10/21, NV
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Anspruch auf rechtliches Gehör: Späte Akteneinsicht muss keine Prozessverschleppung darstellen

In einem finanzgerichtlichen Prozess haben die 
Beteiligten nach der Finanzgerichtsordnung das 
Recht, die Gerichtsakten und die dem Gericht 
vorgelegten Akten einzusehen. Sofern die Akten  
noch in Papierform geführt werden, wird die Akten-
einsicht in den Diensträumen (z. B. des Gerichts) 
gewährt. Beantragt eine Prozesspartei im Laufe eines 
Ver fahrens mehrmals Akteneinsicht, kann darin  
eine Strategie der Prozessverschleppung gesehen 
werden, so dass das Gericht entsprechende Anträge 
ablehnen kann.
Ein solcher Fall hat nun den Bundesfinanzhof (BFH) 
beschäftigt: Ein selbständiger Trockenbauer war 
gegen Gewinnhinzuschätzungen seines Finanz amts 
vor das Niedersächsische Finanzgericht (FG) 
gezogen und hatte sich hierfür eine Prozess-
bevoll mächtigte an seine Seite geholt. Das FG gab 
einem ersten Antrag auf Akteneinsicht statt, die 
Prozessbevollmächtigte legte aber während des 
einmonatigen Einsichtszeitraums ihr Mandat nieder, 
so dass tatsächlich keine Akteneinsicht erfolgte. 
Knapp ein Jahr später, kurz vor der mündlichen 
Verhandlung, zeigte die Prozessbevollmächtigte dem 
Gericht ihre Wiederbestellung an und beantragte 

erneut Akteneinsicht. Das FG lehnte diesen Antrag 
ab, da es darin eine Prozessverschleppung sah. 
Hierfür sprach nach Ansicht der Finanzrichter, dass 
die erste Akteneinsicht ungenutzt verfallen war. In  
der Folge wies das FG die Klage ab.
Der BFH entschied nun jedoch, dass dem Kläger die 
zweite Akteneinsicht zu Unrecht verwehrt worden 
sei. Das FG habe damit den Anspruch des Klägers 
auf rechtliches Gehör verletzt. Ein Fall der Pro zess  -
verschleppung habe nach Auffassung des BFH 
(noch) nicht vorgelegen, da aus dem Geschehens-
ablauf aufgrund der zwischenzeitlichen Mandats-
niederlegung nicht abgeleitet werden könne, dass die 
Akteneinsicht kurz vor der mündlichen Verhandlung 
missbräuchlich beantragt worden sei.

Hinweis: 
Der BFH hob das Urteil des FG auf und verwies die 
Sache zur anderweitigen Verhandlung zurück. Das 
FG muss nun die Akteneinsicht gewähren, so dass 
die Klägerseite einen erneuten Anlauf unternehmen 
kann, um ihrer Klage zum Erfolg zu verhelfen.

Quelle: BFH, Beschl. v. 15.02.2022 - X B 137/20, NV

über 410 EUR erzielt hat, verzögert sich der Beginn 
der Festsetzungsfrist durch eine sogenannte Anlauf-
hemmung. Die Frist beginnt in diesem Fall erst mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuererklä-
rung eingereicht wird, bei Nichtabgabe jedoch  
spätestens mit Ablauf des dritten Kalenderjahres, das 
auf das Steuerentstehungsjahr folgt. Im Endeffekt 
kann so eine bis zu siebenjährige Abgabefrist gelten.
Eine Erklärungsabgabe führt in der Regel aber nur  
dann zum Ende der Anlaufhemmung bzw. zum 
Beginn der Festsetzungsfrist, wenn sie beim örtlich 
zuständigen Finanzamt erfolgt ist. Diese Regelung  
soll verhindern, dass die Festsetzungsfrist bereits 
beginnt, bevor die zuständige Finanzbehörde über -
haupt etwas vom Entstehen und der Höhe des 
Steueranspruchs erfahren hat. Wird eine Steuer-
erklärung in den Briefkasten eines nicht zuständigen 
Finanzamts geworfen, beginnt die Festsetzungsfrist 
erst, wenn die zuständige Behörde die Erklärung 
erhält.
Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs 
kann in Ausnahmefällen jedoch auch die Erklärungs-

abgabe bei einem nichtzuständigen Finanzamt für 
ein Ende der Anlaufhemmung (d. h. Beginn der Fest-
setzungsfrist) sorgen. Im zugrundeliegenden Fall 
hatte das nichtzuständige Finanzamt die erhaltene 
Erklärung einfach zu den Akten genommen, ohne 
sie an das bekanntermaßen zuständige Finanzamt 
weiterzuleiten und ohne den Steuerzahler darüber zu 
informieren, dass keine entsprechende Weiterleitung 
erfolgte.
Die Bundesrichter sahen in diesem Vorgehen eine 
gravierende Verletzung der Fürsorgepflicht, so dass 
der Steuerzahler so zu behandeln war, als wäre die 
Erklärung zeitnah an das zuständige Finanz amt wei-
tergeleitet worden. Somit war durch die Erklä rungs-
abgabe die Festsetzungsfrist in Gang gesetzt worden, 
was letztlich dazu führte, dass das Finanz amt eine 
spätere Änderungsveranlagung wegen ein getretener 
Festsetzungsverjährung zurücknehmen musste.

Quelle:  BFH, Urt. v. 14.12.2021 - VIII R 31/19
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Unterhaltszahlungen an gesetzlich unter halts berech-
tigte Personen können mit bis zu 9.984 EUR pro 
Jahr (zuzüglich bestimmter Versicherungsbeträge) 
als außergewöhnliche Belastungen abgezogen 
werden. Welche Regeln die Finanzämter beim 
Ansatz von Unterhaltsleistungen anwenden, hat 
das Bundesministerium der Finanzen (BMF) nun in  
einem aktualisierten Anwendungsschreiben darge-
legt. Die wichtigsten Aussagen im Überblick:

Haushaltszugehörigkeit: Gehört die unterhalts be-
rech tigte Person zum Haushalt des Steuerzahlers, 
können die Finanzämter regelmäßig davon aus-
gehen, dass diesem Unterhaltsaufwendungen in 
Höhe des Höchstbetrags entstanden sind. Eine 
Haushaltszugehörigkeit wird in der Regel nicht 
durch eine auswärtige Ausbildung oder durch ein 
auswärtiges Studium aufgehoben (z. B. durch 
die Unterbringung eines studierenden Kindes am 
Studienort).
Bedürftigkeit: Der Abzug von Unter halts auf-
wen dungen setzt neben einer bestehenden 
Unterhaltsberechtigung voraus, dass der Unter-
haltsempfänger bedürftig ist. Das heißt, er darf  
kein oder nur ein geringes Vermögen besitzen 
und kein ausreichendes Einkommen haben. Als 
geringfügig kann in der Regel ein Vermögen bis 
zu einem „gemeinen Wert“ (Verkehrswert) von  
15.500 EUR angesehen werden.
Nettoeinkommen: Nach der ständigen Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs können Unter-
haltsaufwendungen im Allgemeinen nur dann als 
außergewöhnliche Belastung anerkannt werden, 
wenn sie in einem angemessenen Verhältnis zum 
Nettoeinkommen des Leistenden stehen und 
diesem nach Abzug der Unterhaltsleistungen noch 
angemessene Mittel zur Bestreitung des eigenen 
Lebensbedarfs verbleiben (sog. Opfer grenze). Ein 
in Anspruch genommener Investitions ab zugs -
be trag darf diese Opfergrenze nicht beein-
flussen, ein solcher Betrag muss dem Netto-

einkommen wieder hinzugerechnet werden. Die 
Berechnung des verfügbaren Nettoeinkommens 
ist bei Unterhaltszahlern mit Gewinneinkünften 
(z. B. aus Gewerbebetrieb oder selbständiger 
Arbeit) regelmäßig auf der Grundlage eines Drei-
jahreszeitraums vorzunehmen. Steuer zah lungen 
müssen dabei in dem Jahr abgezogen werden, 
in dem sie entrichtet worden sind. Führen 
derartige Zahlungen für mehrere Jahre aber zu 
nicht unerheblichen Verzerrungen des unter-
halts  rechtlich maßgeblichen Einkommens des 
Veranlagungszeitraums, so sind die im maß-
geb lichen Dreijahreszeitraum geleisteten durch-
schnittlichen Steuerzahlungen zu ermitteln und 
vom „Durchschnittseinkommen“ des Ver an la-
gungs  zeitraums abzuziehen.
Kürzung der Opfergrenze: Im Regelfall sind 
Unterhaltsaufwendungen nur im Rahmen eines 
bestimmten Prozentsatzes des verfügbaren 
Netto  einkommens abziehbar (Ausnahme: bei 
sozial  rechtlichen Bedarfsgemeinschaften). Die 
Opfer grenze liegt bei 1 % je volle 500 EUR des 
verfügbaren Nettoeinkommens des Unter halts-
zahlers (höchstens 50 %), abzüglich 5 % für 
den Ehegatten und für jedes Kind, für das der 
Unter haltszahler einen Kindergeldanspruch hat 
(höchstens 25 %). Das BMF erklärt, dass die 
kinder bezogene 5-%-Pauschale monatsbezogen 
zu kürzen ist, wenn nur für ein Teil des Jahres ein 
Anspruch auf Kindergeld oder Kinderfreibeträge 
bestanden hat.
Eigene Einkünfte und Bezüge: Hat der Unter halts-
empfänger eigene Einkünfte und Bezüge, die zur 
Bestreitung des Unterhalts bestimmt oder geeignet 
sind, muss der abzugsfähige Höchstbetrag um die 
eigenen Einkünfte und Bezüge gekürzt werden, 
soweit diese den Betrag von insgesamt 624 EUR 
jährlich übersteigen.

Quelle: BMF-Schreiben v. 06.04.2022 - IV C 8 - S 2285/19/10003 :001

Gut für Alleinerziehende: Anhebung des Entlastungsbetrags bleibt bestehen

Auf Alleinerziehenden lastet ein besonders starker 
Druck − und zudem sehr viel Verantwortung. Der  
Fiskus gewährt ihnen einen einkommen steuer-
mindernden Entlastungsbetrag, wenn zum Haus-
halt mindestens ein Kind gehört, für das dem 
Alleinerziehenden Kindergeld oder ein Kinder frei-
betrag gewährt wird.

Hinweis: 
Weitere Voraussetzung für den Entlastungsbetrag 
ist, dass in der Hausgemeinschaft keine andere 
volljährige Person wohnt (ausgenommen volljährige 
Kinder) und der Alleinerziehende unverheiratet oder 
seit dem vorangegangenen Veranlagungs zeitraum 
dauernd getrennt lebend oder verwitwet ist.
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Nachlassverbindlichkeit: Kann der Anspruch auf Zugewinnausgleich berücksichtigt werden?

Bei jeder Erbschaft fällt prinzipiell Erbschaftsteuer 
an. Deren Höhe hängt vom Wert des Erbes und 
der Beziehung zum Erblasser ab. So kann es 
dazu kommen, dass man etwas erbt, aber die 
Erbschaftsteuer dafür nicht zahlen kann, ohne einen 
Teil des Erbes zu veräußern. In einem solchen Fall 
kann eine Stundung der Erbschaftsteuer beantragt 
werden. Aber muss das Finanzamt einem solchen 
Antrag zustimmen? Das Finanzgericht München 
(FG) musste in einem Fall entscheiden, in dem das 
Finanzamt die Stundung versagt hatte.
Der Kläger wurde im März 2018 Miterbe einer 
Wohnung und eines Bankguthabens. Im September 
2018 löste sich die Erbengemeinschaft auf, der Kläger 
übernahm die gesamte Wohnung und bezahlte  
seinen Miterben aus. Das Finanzamt setzte im  
August 2018 Erbschaftsteuer gegen den Kläger fest. 
Dagegen legte dieser Einspruch ein und beantragte 
zudem die zinslose Stundung der Steuer. Das 
Finanzamt lehnte die Stundung ab und wies den 
Einspruch gegen die Ablehnung als unbegründet 
zurück.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war zuläs-
sig, aber ebenfalls unbegründet. Die Erbschaftsteuer 
sei grundsätzlich auf Antrag zu stunden, soweit 
die Steuer nur durch Veräußerung des Vermögens 
aufgebracht werden könne. Im Zeitpunkt des Erbfalls 
hätte der Kläger die Erbschaftsteuer aus weiterem 
erworbenem Vermögen, nämlich dem geerbten 
Bank guthaben, begleichen können. Dadurch sei 
eine Stundung ausgeschlossen. Nach Ansicht des 
Gerichts ist der maßgebliche Zeitpunkt, um das zu 
beurteilen, der Zeitpunkt der Steuerentstehung. Im 
Nachlass des Klägers und damit im Zeitpunkt der 
Steuerentstehung habe sich unstreitig ein Guthaben 
befunden, mit dem er die auf die Wohnung anteilig 
anfallende Erbschaftsteuer ohne weiteres hätte 
begleichen können. Dass der Kläger das Geld nicht 
für die Begleichung der auf die Wohnung entfallenden 
Erbschaftsteuer, sondern für etwas anderes aus-
gegeben habe, sei kein Grund für eine Stundung.

Quelle: FG München, Urt. v. 26.01.2022 - 4 K 308/20

Wenn man etwas erbt, bedeutet dies nicht automa-
tisch, dass man Vermögen zugewendet bekommt. 
Vielmehr kann es sein, dass man auch Schulden  
erbt. Das Gesetz sieht vor, dass man diese Schulden 
unter bestimmten Voraussetzungen vom Wert des 
Erbes abziehen darf und dann nur auf den − hoffent-
lich positiven − Saldo Erbschaftsteuer zahlen muss.  

Aber welche Verbindlichkeiten darf man abziehen? 
Gehört auch ein Anspruch auf Zugewinnausgleich 
dazu? Das Finanzgericht Münster (FG) musste 
darüber ein Urteil sprechen.
Der Erblasser hatte mit seiner Ehefrau die Zu-
ge winngemeinschaft im Jahr 2012 beendet und 
Gütertrennung vereinbart. Dafür sollte er an sie 

Erbschaftsteuer: Wann kann die Erbschaftsteuer gestundet werden?

Für die Steuerjahre 2020 und 2021 hatte der Steuer-
gesetzgeber den Grundbetrag des Entlastungs-
betrags von 1.908 EUR auf 4.008 EUR angehoben  
(Erhöhung um 2.100 EUR). Die zuvor schon gel-
tenden Zusatz beträge von jeweils 240 EUR für das 
zweite und jedes weitere Kind waren gleichgeblieben 
und wurden − wie bisher − nur auf Antrag der 
alleinerziehenden Person gewährt.
Zur dauerhaften finanziellen Entlastung von Allein-
erziehenden hat die Bundesregierung den erhöhten 
Entlastungsbetrag nun entfristet, so dass er ab 2022 
in unveränderter Höhe beansprucht werden kann.

Hinweis: 
Bei Arbeitnehmern wirkt sich der Entlastungsbetrag 
direkt über die Lohnsteuerklasse II aus. Um die 

Zusatzbeträge ab dem zweiten Kind zu erhalten, 
muss der Alleinerziehende einen Antrag auf Lohn-
steuer-Ermäßigung (mit Anlage Kind) beim Finanz-
amt einreichen. Mit diesem Antrag kann er auch 
den Wechsel in Steuerklasse II beantragen. Der 
Entlastungsbetrag wird von den Finanzämtern  
zudem im Einkommensteuerbescheid bei der 
Berechnung des Gesamtbetrags der Einkünfte 
abgezogen, so dass auch andere Erwerbstätige − 
beispielsweise Selbständige und Gewerbetreibende 
− profitieren.

Quelle: 

Lohnsteuerhilfe Bayern e.V., Pressemitteilung v. 03.05.2022
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Außergewöhnliche Belastung: Aufwendungen für eine künstliche Befruchtung bei unverheirateten Paaren

Ein unerfüllter Kinderwunsch kann für ein Paar 
eine belastende Situation sein, vor allem wenn die 
Kinder losigkeit darauf gründet, dass bereits von 
Anfang an die Wahrscheinlichkeit für die Weiter-
gabe einer Erbkrankheit sehr groß ist. Zwar können 
die Kosten für eine künstliche Befruchtung bei 
Vorliegen einer Krankheit als außergewöhnliche 
Belastung berücksichtigt werden. Aber ist auch eine 
chromosomale Translokation des Partners eine 
Krank heit? Darüber musste das Finanzgericht 
Niedersachsen (FG) entscheiden.
Die Klägerin war im Streitjahr ledig. Der Partner  
der Klägerin hat eine chromosomale Translokation, 
eine genetische Veränderung, die bei einem gemein-
samen Kind mit hoher Wahrscheinlichkeit zu  
schwersten Behinderungen führen würde. Ende 2018 
besuchte die Klägerin daher ein Kinderwunsch zent -
rum. In der Einkommensteuererklärung bean tragte 
sie, die Aufwendungen in Verbindung mit der bei  
ihr durchgeführten künstlichen Befruchtung als 
außer gewöhnliche Belastung zu berücksichtigen. 
Das Finanz  amt erkannte die Kosten nicht an, da  
der Grund für die Kinderwunschbehandlung nicht  

in der Person der Klägerin gelegen habe, denn diese 
sei gesund.
Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war 
erfolgreich. Nach der Rechtsprechung könnten 
Aufwendungen für eine künstliche Befruchtung als 
außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden, 
wenn dadurch die auf einer Krankheit der Frau oder 
des Mannes beruhende Kinderlosigkeit behoben 
werden könne. Die chromosomale Translokation 
beim Mann sei als Krankheit anzusehen. Für den 
Abzug der Aufwendungen müsse keine Ehe bestehen. 
Bei der Klägerin könnten allerdings nur die von ihr 
gezahlten Beträge angesetzt werden. Die vom Partner 
gezahlten Beträge seien nicht zu berücksichtigen. Es 
gebe hier auch kein Wahlrecht wie bei verheirateten 
Paaren, die Aufwendungen durch den einen oder 
anderen Partner geltend zu machen.
Gegen dieses Urteil wurde die Revision zugelassen 
und auch bereits eingelegt. Die höchstrichterliche 
Entscheidung bleibt also abzuwarten.

Quelle: FG Niedersachsen, Urt. v. 14.12.2021 - 6 K 20/21, Rev. 

(BFH: VI R 2/22)

einen Zugewinnausgleich zahlen. Im gleichen 
Monat errichteten die Eheleute ein gemeinsames 
Testament, in dem sie sich gegenseitig zu alleinigen 
Vorerben einsetzten. Zudem sollte ihre in einem 
Betreuungsheim lebende und unter rechtlicher 
Betreuung stehende Tochter am Nachlass des 
Erstversterbenden mit 60 % ihrer gesetzlichen Erb-
quote beteiligt werden. Die Ehefrau machte den 
Zugewinnausgleichsanspruch zu Lebzeiten des 
Ehe manns nicht geltend. Nach dessen Tod wurden 
die Schulden des Erblassers, insbesondere der Zu-
gewinnausgleichsanspruch der Ehefrau, bei der 
Berechnung des Erbanteils der Tochter in Abzug 
gebracht. Das Finanzamt berücksichtigte diesen 
Abzug jedoch nicht bei der Berechnung der Erb-
schaftsteuer.
Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war 
erfolgreich. Das Finanzamt habe zu Unrecht den 
Zugewinnausgleichsanspruch der Klägerin nicht als 
Nachlassverbindlichkeit berücksichtigt. Die Schulden 

des Erblassers könnten bei der Ermittlung der Erb-
schaftsteuer steuermindernd berücksichtigt werden. 
Ein Abzug sei möglich, sofern die Schulden im 
Todeszeitpunkt eine wirtschaftliche Belastung dar-
gestellt hätten. Daran fehle es, wenn bei objektiver 
Würdigung der Verhältnisse in diesem Zeitpunkt 
nicht damit habe gerechnet werden können, dass 
der Gläubiger seine Forderung geltend machen 
werde. Der Anspruch auf Zugewinnausgleich sei  
2012 durch die Beendigung der Zugewinngemein-
schaft zwischen der Klägerin und ihrem Ehemann 
per notariellem Vertrag entstanden. Dieser Anspruch 
sei im Todeszeitpunkt noch nicht verjährt gewesen. 
Auch die wirtschaftliche Belastung sei im Zeitpunkt 
des Todes des Ehemanns gegeben gewesen. Obwohl 
die Klägerin die Zahlung nicht gleich geltend  
gemacht habe, bedeute dies nicht, dass sie den 
Ausgleich nicht später noch hätte einfordern können.

Quelle: FG Münster, Urt. v. 24.02.2021 - 3 K 1298/21 Erb

Brüsseler Bürokraten sind im Volksmund an vielem 
Schuld, insbesondere an komplizierten Gesetzen, 

Überregulierungen und überbordenden Besteue-
rungsregeln. Nachdem einige Medien berichtet 

An der Schule: Umsatzsteuer auf Kuchen entspricht nicht dem Geist der EU
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3.12 Auswirkung auf die Lohnsteuer: Wenn Sie Ihre Mitarbeiter gratis parken lassen

Wenn Sie als Arbeitgeber Ihren Beschäftigten Kosten 
erstatten, ist das unter Umständen steuerfrei. Das 
hängt einerseits davon ab, ob eine Erstattung von 
Gesetzes wegen steuerfrei ist oder ob andererseits 
die Kosten erstattet werden, weil dies im überwie-
gend betrieblichen Interesse des Arbeitgebers liegt. 
Wann Letzteres gegeben ist? Das Niedersächsische 
Finanzgericht (FG) musste in einem solchen Fall 
entscheiden.
Die Klägerin ist eine Krankenhausgesellschaft, bei 
der eine Lohnsteuer-Außenprüfung stattfand. Sie 
hatte an einem ihrer Standorte keinen eigenen 
Parkplatz. Daher erstattete sie ihren Mitarbeitern 
die nachweislich entstandenen Parkgebühren für 
einen Parkplatz in der Nähe − ohne Steuerabzug. 
Etwa 35 % bis 45 % der Mitarbeiter am Standort 
nahmen diese Erstattung in Anspruch. Nach  
An sicht der Klägerin erfolgte die Erstattung in 
ihrem betrieblichen Interesse, da das pünktliche  
Erscheinen der Arbeitnehmer für den Betriebsablauf 
notwendig war. Das Finanzamt jedoch war der 
Ansicht, dass die Parkgebühren der Lohnsteuer 
unter worfen werden müssten, da kein überwiegend 
betriebliches Interesse gegeben sei. Es läge nämlich  
auch im Eigeninteresse der Arbeitnehmer, eine 
kosten freie Parkmöglichkeit zu haben.

Die Klage vor dem FG erwies sich als unbegründet. 
Folglich wurde die Klägerin zu Recht als Haftungs-
schuldnerin für die nichteinbehaltene und nicht-
abgeführte Lohnsteuer in Anspruch genommen. Die 
von der Klägerin erstatteten Gebühren führen bei 
den Mitarbeitern zu steuerpflichtigen Ein nahmen  
aus nichtselbständiger Arbeit. Die Bezüge sind 
durch das individuelle Dienstverhältnis veranlasst. 
Denn ohne die arbeitsvertraglich geschuldete Ar-
beits  leistung gäbe es keine Notwendigkeit für die 
Beschäftigten, den kostenpflichtigen Parkplatz zu 
nutzen. Die Zahlung der Erstattungsbeträge führt 
bei den Beschäftigten zu einer objektiven Ver-
mögensmehrung und Bereicherung, weil dadurch 
ihr privates Vermögen vermehrt und ihre steuer-
liche Leistungsfähigkeit erhöht wird. Eine Gleich-
behandlung gegenüber der Überlassung eines 
kostenfreien Parkplatzes ist nicht gegeben, da der 
hierin liegende Vorteil sich nicht konkret in Geld 
bewerten lässt, so das FG.

Quelle:

FG Niedersachsen, Urt. v. 27.10.2021 - 14 K 239/18, Rev. zugelassen

hatten, dass aufgrund der EU-Regeln künftig sogar  
der Kuchenverkauf an öffentlichen Bildungsein-
richtungen der Umsatzsteuer unterliege, hat sich 
nun die Europäische Kommission zu Wort gemeldet. 
Vertreter Jörg Wojahn erklärte, dass es nicht die EU 
sei, die eine solche „Kuchensteuer“ vorschreibe. 
„Wenn eine Landesregierung so etwas macht, ergibt 
sich das nicht aus den ursprünglich auf EU-Ebene 
beschlossenen Regeln, sondern aus der strengen 
Umsetzung einer EU-Richtlinie in Deutschland“. 
Wojahn sieht in einem solchen nationalen Vor-
gehen einen klassischen Fall von „Goldplating“.  
Das bedeutet, dass Bund und Länder eine EU-
Richtlinie noch strenger umsetzen, als es eigentlich 
notwendig wäre.
In der ursprünglichen EU-Mehrwertsteuer-Richt linie 
von 2006 ist geregelt, dass Einrichtungen öffent-
lichen Rechts wie Schulen grundsätzlich nicht um-
satzsteuerpflichtig sind. Dies gilt allerdings nicht, 
wenn durch ihre Tätigkeiten eine größere Wett-
bewerbsverzerrung zu privaten Unternehmen ent-
steht. „Wenn eine Schülergruppe dreimal Kuchen 

verkauft, um ihre Schulparty zu finanzieren, ist das 
natürlich gar kein Problem“, so Wojahn. „Wenn der 
geschäftstüchtige Schülersprecher sich aber jeden 
Morgen auf den Schulhof stellt und den Kuchen 
billiger anbietet als die Bäckerin nebenan, ist dies 
eine Wettbewerbsverzerrung.“ In diesem − wohl  
sehr seltenen − Fall greife dann die Regelung, dass 
der Verkauf besteuert werden müsse.

Hinweis: 
Der EU-Vertreter appellierte an Bund und Länder, die 
Umsetzung der EU-Richtlinie erneut zu überprüfen, 
damit auch die nationalen und regionalen Regeln 
dem EU-Geist entsprächen. Dieser solle nur den 
fairen Wettbewerb schützen, jedoch keine unnötige 
Bürokratie entstehen lassen. Bayern hat beispiel-
weise schon Möglichkeiten gefunden, die Regeln  
ent sprechend zu gestalten, um kleine Kuchen ver-
käufe nicht unnötig steuerlich zu belasten.

Quelle: Europäische Kommission, Pressemitteilung v. 19.05.2022
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Schenkungsteuer: Der Wert eines geschenkten Unternehmensanteils3.13

3.14

Bei einer Schenkung wird das Geschenk bewertet  
und abhängig von seinem Wert fällt Schenkung-
steuer an. Bei Geldschenkungen ist die Bewertung 
einfach. Auch bei Aktien ist die Bewertung nicht  
allzu schwierig, sofern diese Wertpapiere an der 
Börse gehandelt werden. Etwas komplizierter wird 
es, wenn ein Anteil an einem Unternehmen, welches 
nicht an der Börse gehandelt wird, verschenkt 
wird. Auch dafür gibt es Verfahren, um den Wert 
zu bestimmen. Der Beschenkte kann aber auch 
versuchen, einen niedrigeren Wert nachzuweisen. 
Und dann kommt es unter Umständen zum Rechts-
streit. Das Finanzgericht München (FG) hatte kürz-
lich zu entscheiden, mit welchem Wert ein Unter-
nehmensanteil zu berücksichtigen ist.
Der Kläger K und Frau M waren Kommanditisten 
der X-GmbH & Co. KG − K mit einem Anteil von  
93 %, M mit 7 %. An der zugehörigen Komplemen-
tärin Y hielt K einen Anteil von 100 %. Mit Vertrag  
vom 29.06.2011 übertrug M ihren Anteil an der 
X-GmbH & Co. KG unentgeltlich auf den Kläger. 
Mit Bescheid vom 13.07.2012 über die gesonderte 
Feststellung des Betriebsvermögens für Zwecke 
der Schenkungsteuer stellte das Finanzamt den 
Anteilswert fest. Mit Vertrag vom August 2012 
veräußerte der Kläger dann 80 % seiner Beteiligung 
an der X-GmbH & Co. KG an Y. Am 21.10.2015  
änderte das Finanzamt den Feststellungsbescheid 
und stellte darin den Wert des Anteils am Betriebs-

vermögen neu fest. Der Kläger erhob hiergegen 
Einspruch, weil der festgestellte Wert zu hoch sei.
Die Klage vor dem FG war unbegründet. Der 
Anteilswert ist mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 
Dieser lässt sich für gewöhnlich aus Verkäufen 
unter fremden Dritten ableiten, sofern die Verkäufe 
nicht mehr als ein Jahr zurückliegen. Wenn das 
nicht möglich ist, kann die Substanzwertmethode 
angewendet werden. Das Gesetz sieht nicht vor, dass 
der gemeine Wert aus Verkäufen abgeleitet werden 
kann, die erst nach dem Bewertungsstichtag, also 
dem Tag der Schenkung, abgeschlossen wurden.
Der zwischen K und Y vereinbarte Kaufpreis wurde 
nicht für einen Stichtag bestimmt, der innerhalb 
der gesetzlichen Frist liegt. Dass laut dem Kläger 
dieser Kaufpreis auch am 29.06.2011 gegolten 
hätte, reicht für den Nachweis nicht aus. Auch 
bloße Verhandlungen reichen hierfür nicht aus, 
da ein Verkauf tatsächlich vollzogen worden sein 
muss. Da im vorliegenden Fall kein niedrigerer Wert 
durch Verkäufe nachgewiesen werden konnte, war 
das Finanzamt berechtigt, den Wert anders, eben 
nach dem Substanzwertverfahren, zu ermitteln. Aus 
der bloßen Tatsache, dass eine große Differenz  
zwischen den Werten liegt, lässt sich nicht folgern, 
dass sie fehlerhaft sind und der Feststellungs-
bescheid damit rechtswidrig ist.

Quelle: FG München, Urt. v. 26.01.2022 - 4 K 1283/20

Arbeitnehmer-WG: Geldwerter Vorteil kann nur bei Mehrbettzimmern gedrückt werden

Überlässt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern 
unentgeltlich oder verbilligt Wohnraum, wird 
damit steuer- und beitragspflichtiger Arbeitslohn 
ausgelöst. Sofern dem Arbeitnehmer eine ab ge-
schlossene Wohnung überlassen wird (z. B. ein 
Einzimmerappartement mit Küchenzeile und WC), 
muss der geldwerte Vorteil in der Regel nach dem 
ortsüblichen Mietwert der Wohnung bemessen 
werden. Wird dem Arbeitnehmer keine abge schlos-
sene Wohnung, sondern lediglich eine Unter k unft 
überlassen (z. B. ein einzelnes Zimmer), muss der 
geldwerte Vorteil nach den amt lichen Sach-
bezugs werten versteuert werden. Der Wert einer 
Unterkunft beträgt nach der Sozial versiche rungs-
ent geltverordnung aktuell 241 EUR pro Monat. 
Dieser Wert lässt sich aber wie folgt mindern, 
wenn mehrere Arbeitnehmer zusammen in einer 
Gemeinschaftsunterkunft wohnen:

um 40 % bei der Belegung mit zwei Beschäftigten
um 50 % bei der Belegung mit drei Beschäftigten
um 60 % bei der Belegung mit mehr als drei 
Beschäftigten

In einem neuen Urteil hat der Bundesfinanzhof 
nun entschieden, dass die prozentualen Abschläge 
nicht allein deshalb beansprucht werden können, 
weil mehrere Arbeitnehmer in einer Wohngemein-
schaft zusammenleben. Nach Gerichtsmeinung 
muss hinzukommen, dass auch das zur Verfügung 
gestellte Zimmer mit mehreren Arbeitnehmern  
belegt ist. Die Bundesrichter beriefen sich insoweit 
auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts.

Hinweis: 
Bei der Unterbringung von Arbeitnehmern in Wohn-
gemeinschaften wird also häufig der ungekürzte 
Sachbezugswert von 241 EUR versteuert werden 

•
•
•
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Wer ein Mietobjekt erwirbt, ist in aller Regel daran 
interessiert, dass das Finanzamt einen mög lichst 
hohen Teil des Kaufpreises dem Gebäude zuordnet, 
denn nur dieser Kostenteil fließt in die Bemes-
sungsgrundlage zur Gebäudeabschreibung ein und 
mindert somit die Vermietungseinkünfte. Der andere 
Teil des Gesamtkaufpreises, der auf den Grund und 
Boden entfällt, kann nicht abgeschrieben werden  
und kann folglich auch keine steuer mindernde   
Wirkung entfalten.

Hinweis: 
Immobilienkäufer sollten wissen, dass die Finanz-
verwaltung eine im Kaufvertrag vorgenommene 
nachvollziehbare Kaufpreisaufteilung grundsätzlich 
anerkennt, sofern diese nicht nur zum Schein getrof-
fen worden ist oder ein Gestaltungsmissbrauch 
vorliegt. Bereits im Kaufvertrag kann also Einfluss 
darauf genommen werden, welcher (angemessene) 
Kaufpreisanteil künftig abgeschrieben werden kann.
Das Bundesministerium der Finanzen hat jetzt auf 
seiner Internetseite eine aktualisierte Arbeitshilfe 

zur Kaufpreisaufteilung bei bebauten Grundstücken 
veröffentlicht. In dem Berechnungstool werden unter 
anderem der Gesamtkaufpreis, die Wohn- und 
Nutzfläche, die Grundstücksgröße und der Boden-
richtwert abgefragt. Ausgegeben werden dann die 
ermittelten Einzelwerte für Grund und Boden sowie 
bauliche Anlagen, die anschließend − nach ihren 
prozentualen Verhältnissen − in Kaufpreisanteilen  
in EUR ausgedrückt werden.

Hinweis: 
Immobilieneigentümer sollten wissen, dass mit der 
Arbeitshilfe auch das Finanzamt eine realitätsferne 
Scheinaufteilung oder einen Gestaltungsmiss brauch 
aufdecken kann. Abzurufen ist das Berechnungs-
Tool unter www.bundesfinanzministerium.de über 
diesen Pfad: Themen > Steuern > Steuerarten > 
Einkommensteuer

Quelle: 

BMF, Arbeitshilfe zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein 

bebautes Grundstück v. 28.06.2022

Vermietungseinkünfte: Können Renovierungskosten für eine nicht mehr vermietete Wohnung berücksichtigt werden?

Wenn Sie eine Wohnung vermieten, können die damit 
in Zusammenhang stehenden Werbungs kosten Ihre 
Einkünfte mindern. Wenn Sie etwa zwischen zwei 
Vermietungen die Wohnung renovieren, so können 
Sie die Kosten hierfür steuerlich berücksichtigen.  
Aber wie ist es, wenn Sie nach der ersten Vermie-
tung die Wohnung renovieren und sie dann selbst 
bewohnen? Das Finanzgericht Hamburg (FG) musste 
in diesem Sachverhalt urteilen.
Der Kläger vermietete eine Wohnung vom 
01.01.1999 bis zum 28.02.2017. Der Mieter hatte 
diese unrenoviert übernommen und nach seinen 
Vorstellungen renoviert. Vertragsgemäß musste er 
bei Auszug keinerlei Schönheitsreparaturen vor-
nehmen. Am 16.01.2017 unterbreitete ein Maler 
dem Kläger ein Angebot zur Durchführung diverser 
Maler arbeiten in der Wohnung. Die notwendigen 
Wandfarben wurden durch den Kläger besorgt. Im 
Juni 2017 wurden in der Küche sowie im Bad und 

WC Tischlerarbeiten durchgeführt. Ab Juni 2017 
nutzte der Kläger die Wohnung dann selbst. In 
seiner Einkommensteuererklärung 2017 machte er 
die Renovierungskosten als Werbungskosten bei 
den Vermietungseinkünften geltend. Das Finanzamt 
versagte jedoch den Abzug.
Auch die Klage vor dem FG hatte keinen Erfolg. Im 
Regelfall können Renovierungskosten, die nach dem 
tatsächlichen Auszug des Mieters getätigt werden, 
als vorweggenommene Werbungskosten abge zo gen 
werden, wenn sie im Hinblick auf eine vom Steuer-
pflichtigen beabsichtigte Anschlussvermietung ge-
tätigt werden. Wenn keine Vermietungsabsicht mehr 
vorliegt, reicht es zur Rechtfertigung des Wer bungs-
kostenabzugs nicht aus, dass die Wohnung durch die 
bisherige Nutzung reparaturbedürftig geworden ist.
Der Kläger hatte auch nicht nachgewiesen, dass er 
die Wohnung nach der Renovierung weiter ver mieten 
wollte (z. B. durch das Schalten von Anzeigen). 

3.15

3.16

Für Käufer bebauter Grundstücke: Neue Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung

müssen, weil der Arbeitnehmer in der Regel ein 
eigenes Zimmer für sich zur Verfügung hat. 
Klassischer Anwendungsfall für den Ansatz der 
prozentualen Kürzungen bleiben damit nur Ge-

mein schaftsunterkünfte mit Mehrfachbelegung der 
Zimmer, wie beispielsweise in Kasernen.

Quelle: BFH, Beschl. v. 12.05.2022 - VI B 73/21, NV
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Rechtliches Gehör: Finanzgericht darf fremde Gerichtsakten nicht heimlich hinzuziehen

Vor Gericht haben Verfahrensbeteiligte einen An-
spruch auf rechtliches Gehör. Das heißt, ihnen 
muss die Gelegenheit gegeben werden, sich zu den 
entscheidungserheblichen Tatsachen und Beweis-
ergebnissen zu äußern und ihre Rechts ansichten 
vorzutragen. Verletzt ein Finanzgericht (FG) diesen 
Grundsatz, beispielsweise indem es den Kläger 
nicht ordnungsgemäß zur mündlichen Verhandlung 
geladen hat, liegt ein sogenannter absoluter 
Revisionsgrund vor.
Nach einem neuen Beschluss des Bundesfinanzhofs 
(BFH) wird der Anspruch auf rechtliches Gehör 
auch dann verletzt, wenn ein FG die Akten eines 
zivilgerichtlichen Verfahrens heranzieht, ohne die 
Beteiligten des Prozesses davon zu unterrichten. 
Im zugrundeliegenden Fall hatte das Thüringer 
FG mehrere Verfahrensakten von Landgerichten 
angefordert, Teile davon kopiert und zum Akten-
inhalt des eigenen Verfahrens gemacht. Selbst in 
der mündlichen Verhandlung informierte das FG 
die Klägerseite nicht darüber, dass es sich zur 
Vorbereitung der Verhandlung die Akten der Land-
gerichte besorgt hatte. Das FG wies schließlich die 

Klage ab und verwertete dabei die Erkenntnisse aus 
den Zivilgerichtsakten.
Der BFH hob das finanzgerichtliche Urteil nun wegen 
der Verletzung rechtlichen Gehörs auf und verwies 
die Sache zurück an das FG zur anderweitigen 
Verhandlung und Entscheidung. Zieht ein Gericht 
die Akten eines anderen Verfahrens bei, so müssen 
die Beteiligten darüber benachrichtigt werden − 
auch wenn der Akteninhalt den Prozessbeteiligten 
bereits vollständig bekannt ist. Denn die Beteiligten 
müssen im anhängigen Verfahren von der mög-
lichen Verwertung der Akten erfahren, da für sie nur  
dann überhaupt ein Anlass besteht, zum beig e-
zogenen Akteninhalt Stellung zu beziehen.

Hinweis: 
In gleichgelagerten Fällen, in denen die Beiziehung 
fremder Gerichtsakten erst nachträglich bekannt  
wird, haben Kläger also gute Karten, den Richter-
spruch zu kippen und eine erneute Verhandlung und 
Entscheidung zu erwirken.

Quelle: BFH, Beschl. v. 10.05.2022 - VIII B 35/21, NV

3.17

3.18

Grundsätzlich werden keine nachträglichen Wer-
bungs kosten für eine vorher vermietete Wohnung 
bei anschließender Selbstnutzung durch den Steuer-
pflichtigen anerkannt. Dann nämlich handelt es sich 
nicht um Aufwendungen, die (fast ausschließlich) 

durch die Einkünfteerzielung, sondern daneben 
auch in nicht unerheblichem Maße durch die private 
Lebensführung veranlasst sind.

Quelle: FG Hamburg, Urt. v. 05.11.2021 - 2 K 163/19

Bescheidänderung fraglich: Datenübertragungsfehler ist kein Schreib- oder Rechenfehler

Will ein Steuerzahler nach Ablauf der einmona-
tigen Einspruchsfrist noch gegen einen endgültig 
ergangenen Steuerbescheid vorgehen, muss er  
einige verfahrensrechtliche Hürden überwinden, 
um damit Erfolg zu haben. Eine Bescheidänderung 
lässt sich dann nur noch in eng umrissenen Fällen 
erreichen, beispielsweise wenn dem Finanzamt 
beim Erlass des Bescheids selbst eine sogenannte 
offenbare Unrichtigkeit unterlaufen ist (Schreib-, 
Rechenfehler oder Ähnliches).
Nach der Abgabenordnung ist seit 2017 eine 
Aufhebung oder Änderung eines Steuerbescheids 
zudem noch möglich, wenn dem Steuerzahler selbst 
bei Erstellung seiner Steuererklärung ein Schreib- 
oder Rechenfehler unterlaufen ist und er deshalb der 
Finanzbehörde bestimmte Tatsachen unzutreffend 
mitgeteilt hat.

Hinweis: 
Diese Korrekturvorschrift ist nur anwendbar, wenn 
der Schreib- oder Rechenfehler durchschaubar, ein-
deutig oder augenfällig war. Das ist der Fall, wenn 
der Fehler bei Offenlegung des Sachverhalts für  
jeden unvoreingenommenen Dritten klar und  
deutlich als Schreib- oder Rechenfehler erkennbar 
ist und kein Anhaltspunkt dafür besteht, dass eine 
unrichtige Tatsachenwürdigung, ein Rechtsirrtum 
oder ein Rechtsanwendungsfehler vorliegt.

In einem neuen Beschluss hat der Bundesfinanz-
hof (BFH) nun entschieden, dass die Korrekturnorm 
für Schreib- und Rechenfehler bei der Erstellung der 
Steuererklärung nicht für Datenübertragungsfehler 
gilt. Im zugrundeliegenden Fall hatte die Klägerin 
vorgetragen, dass sie ursprünglich Angaben zu 
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Wenn Sie neben Ihrer nichtselbständigen Tätigkeit 
ein Studium in Teilzeit absolvieren und dieses 
Studium auch einen Bezug zu Ihrer Berufstätigkeit 
hat, können die Aufwendungen hierfür als Wer-
bungskosten abgesetzt werden. So können etwaige 
Studiengebühren oder Fachliteratur die steuerliche 
Belastung mindern. Gilt dasselbe auch für Fahrt-
kosten zur Hochschule? Und was ist, wenn man das 
Studium nicht aufgrund beruflicher Belastungen, 
sondern wegen familiärer Pflichten lediglich in Teil-
zeit absolviert? Das Niedersächsische Finanzgericht 
(FG) musste hierzu kürzlich entscheiden.
Der Kläger studierte in Teilzeit im Rahmen eines 
Aufbaustudiengangs Wirtschaftswissenschaften an 
der Fernuniversität Hagen. Im Jahr 2017 war er 
nicht erwerbstätig. Jedoch machte er als Werbungs-
kosten bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
die Aufwendungen für 29 Hin- und Rückfahrten 
zwischen seiner Wohnung und der Fernuniversität 
(277 km Entfernung) geltend, da es sich um ein 
Studium neben dem Beruf handle. Als Fahrtkosten 
setzte er 0,30 EUR je gefahrenem Kilometer nach 
den Reisekostengrundsätzen an. Das Finanzamt 
berücksichtigte die Fahrtkosten jedoch nur unter 
Anwendung der Entfernungspauschale, da die Fern-

universität die erste Tätigkeitsstätte des Klägers sei.
Die hiergegen gerichtete Klage vor dem FG war er-
folgreich: Die Beschränkung des Fahrtkosten ab zugs 
auf die Entfernungspauschale erfolgte zu Unrecht. 
Ein Teilzeitstudium kann auch bei Erwerbs losigkeit 
des Steuerpflichtigen nicht als Vollzeit stu dium 
angesehen werden. Der Senat folgte hier nicht der 
Auffassung des Bundesfinanzministeriums, wonach 
ein Studium oder eine Bildungsmaßnahme im Falle 
von Erwerbslosigkeit stets ein Vollzeitstudium oder 
eine vollzeitige Bildungsmaßnahme darstellt. Das 
lasse sich nicht aus dem Gesetz herleiten. Auch 
die Verwaltungs- und Sozialgerichte unterscheiden 
zwischen einem Voll- und einem Teilzeitstudium. Es 
ist dabei nicht relevant, ob ein Studium aufgrund 
einer gleichzeitig ausgeübten beruflichen Tätigkeit 
oder − wie hier vom Kläger vorgetragen – aufgrund 
familiärer Verpflichtungen in Teilzeit aufgenommen 
wird. Die Fahrtkosten sind daher nicht auf die Ent-
fernungspauschale begrenzt, sondern mit den tat-
sächlich gefahrenen Kilometern zu berücksichtigen.

Quelle: 

FG Niedersachsen, Urt. v. 16.02.2022 - 4 K 113/20, Rev. (BFH: VI 

R 7/22)

Werbungskosten: In welcher Höhe können die Fahrtkosten bei einem Teilzeitstudium berücksichtigt werden?

einem Veräußerungsverlust von 843.000 EUR in  
ihrer Feststellungserklärung gemacht hätte, die be-
treffende Anlage aber aus unerklärlichen Gründen 
nicht beim Finanzamt angekommen sei. Als Nach-
weis der Übersendung reichte sie einen Screenshot 
aus ihrem Steuerprogramm ein, in dem die Anlage 
mit einem grünen Häkchen gekennzeichnet war, was 
die erfolgreiche elektronische Übermittlung belegen 
sollte.
Der BFH erklärte jedoch, dass Fehler und Un voll-
ständigkeiten, die durch die Datenübertragung an 
das Finanzamt entstehen (z. B. bei Abbruch der 
Internetverbindung oder Fehlern in der genutzten 

Software), von der Korrekturvorschrift nicht erfasst 
werden, so dass sie nicht zu einer entsprechenden 
Bescheidänderung berechtigen.

Hinweis: 
Werden Besteuerungsgrundlagen vom Steuerzahler 
bei der Erstellung der Steuererklärung ermittelt, 
jedoch letztlich nicht an das Finanzamt übertragen, 
kann eine spätere Bescheidänderung also nicht auf 
die Korrekturnorm für Schreib- oder Rechenfehler 
gestützt werden.

Quelle: BFH, Beschl. v. 27.04.2022 - IX B 57/21, NV

3.19
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STEUERTERMINE

NOVEMBER 2022

10.11.  Umsatzsteuer*
 Lohnsteuer*
 Solidaritätszuschlag*
 Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*

15.11. Grundsteuer** 

15.11. Gewerbesteuer**

Zahlungsschonfrist: 
Zahlungsschonfrist: bis zum 14.11. bzw. 18.11.2022. 
Diese Schonfrist gilt nicht bei Barzahlungen und 
Zahlungen per Scheck. [* bei monatlicher Abfüh-
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